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Zur Codification des äſterreichiſchen Staatsbürger- 
ſchaftsrechtes. 
Von Dr. Fritz Karminski. 
(Fortſetzung.) 

17. „Die Freiheit der Auswanderung iſt für die Angehörigen 
der im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder von Staatswegen 
nur durch die Wehrpflicht beſchräukt. 

„Demgemäß bedürfen alle männlichen Staatsangehörigen, welche 
in das ſtellungspflichtige Alter noch nicht getreten ſind, dann diejenigen, 
welche im ſtellungspflichtigen Alter ſtehen, und diejenigen, welche das 
wehrpflichtige Alter noch nicht überſchritten haben, wie auch diejenigen, 
welche in der Linienreſerve oder Erſatzreſerve, Dienſtpflicht des Heeres 
oder der Kriegsmarine, dann diejenigen, welche im Landwehr⸗ oder im 
Landſturmverbande ſtehen, zum Zwecke ihrer Auswanderung nach Maß⸗ 
gabe der Beſtimmungen dieſes Geſetzes einer beſonderen behördlichen 
Bewilligung, bezw. der beſcheinigten Entlaſſung aus dem öſterreichiſchen 
Staatsverbande. 

„Ohne dieſe können Oeſterreicher, deren Auswanderungsfreiheit 
durch die Wehrpflicht noch beſchränkt iſt, eine ſremde Staatsbürgerſchaft 
giltig nicht erwerben.“ 

Al. 1 wiederholt aus evidenten Gründen die Beſtimmung 
des Art. 4, Al. 3 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger. 

Das Princip der Auswanderungsfreiheit hat ſeine bedeutſame 
Gefchichte. Intereſſant iſt für uns, daß dieſer Grundſatz urſprünglich 
auf deutſchrechtlichem Boden ſeine ſtärkſte Wurzel gefaßt hatte. Nach 
Faber, Staatskanzlei Th. 49, S. 463 (. Stein a. a. O. S. 200), 
erklärte der deutſche Reichshofrath, „es laufe wider die deutſche 
Freiheit, den Unterthanen das jus emigrandi zu entziehen.“ In dem⸗ 
ſelben Sinne ſtellt Berg (Polizeirecht III, S. 51, f. Stein loc, eit.) 
den Grundſatz auf: „Der freie deutſche Unterthan iſt nicht an die Erde 
gebunden, die er bewohnt, und keine Polizeigewalt iſt berechtigt, 


wider feinen Willen zurückzuhalten.“ 1) Erſt um die Mitte des vorigen 
Jahrhunderts wurde dieſes Princip der freien Auswanderung durch das 
dem deutſchen Rechte früher fremde Auswanderungsverbot ver- 
drängt. „Es war nach dem ſiebenjährigen Kriege, als die Begierde, nach 
Preußen, Polen, Rußland, Ungarn und Amerika auszuwandern, einen 
großen Theil der deutſchen Einwohner gleich einer Seuche ergriff, Wohl⸗ 
habende und Arme mit gleicher Gewalt fortriß und die Bemühungen 
zahlreicher Emiſſarien mit dem glücklichſten Erfolge lohnte. Unter dieſen 
Umſtänden forderte der Kaiſer die Reichsſtände durch ein allgemeines 
Edict auf, Niemanden außer Reiches Grenzen die Auswanderung zu 
verſtatten, die Emiſſarien auszukundſchaften, anzuhalten und mit ſchwerer 
Strafe zu belegen.“ (Berg a. a. O. S. 56, Stein a. a. O. S. 198). 
Das war der Ausgangspunkt für die Aufhebung der Auswanderungs⸗ 
freiheit und die Einführung der allgemeinen Auswanderungsverbote, die 
in vielen deutſchen Staaten, zumal in Oeſterreich, bis in unſere Tage 
zu Recht beſtanden. Die erſte zuſammenfaſſende Codification des unter 
der Herrſchaft des Auswanderungsverbotes ſtehenden Aus wanderungs⸗ 
rechtes iſt für Oeſterreich das Joſephiniſche Auswanderungspatent 
vom 10. Auguſt 1784. 1) Laut § 4 desſelben iſt es „im Allgemeinen 
Niemandem erlaubt, weder ſelbſt auszuwandern, noch Jemanden von 
ſeinen Kindern oder von denen, welche unter ſeiner Gewalt und Aufſicht 
ſtehen, in fremde Länder zu ſenden. In einzelnen Fällen aber, wo be⸗ 
ſondere Umſtände von dem allgemeinen Verbote eine Ausnahme 
zu machen geſtatten, muß die Bewilligung zur Aus wanderung 
in fremde Staaten immer vorläufig angefucht werden.“ Auf demſelben 
Boden ſteht auch das Auswanderungspateut vom 24. März (Hofkanzlei⸗ 
decret vom 2. April 1832, P. G. S. Nr. 34), nach deſſen 8 2 die 
Auswanderung gleichfalls nur auf beſondere Bewilligung erfolgen darſ. 
Das war bis zur Verfaſſung von 1867, genauer bis zur Emanation 
des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
fortdauernd geltendes Recht in Oeſterreich. 1°) 

In Preußen iſt die Geltung der Auswanderungsverbote ſeit 
der Wirkſamkeit des allgemeinen Landrechtes (Th. II, 17, 127-141) 
durch den Grundſatz der Auswanderungsfreiheit verdrängt worden, welcher 
fortan bis auf eine kaum ſechsjährige Unterbrechung (von der Wirkſam⸗ 


185) Vgl. hiezu Heffter a. a. O. S. 128: „Kein Menſch iſt zur 
Scholle eines beſtimmten Staates unabänderlich geboren. Das 
gemeinſame Vaterland iſt die Erde; der Einzelne muß überall ſeine Heimat 
aufſchlagen können, wo er ſich am meiſten in ſeiner Freiheit zu bewegen ver⸗ 
mag; ja es kann Pflicht ſein, ſich nach einer anderen Stelle der Erde zu be⸗ 
geben, um ſeine Freiheit zu retten.“ 

4) Schon vorher waren zahlreiche beſondere Auswanderungsverbote er⸗ 
lafſen. So 1752 betreffend die böhmiſchen Glasmacher, 1781 die Senſenſchmiede. 
Auch beſtanden zahlreiche Verordnungen zur Ergreifung und Straſbehandlung 
der Emigranten, wie der Hintanhaltung der Vorſchubleiſtung an dieſe. So die 
Verordnungen vom 4. September 1781 und vom 5. April 1782, die Hof 
entſchließungen vom 2. Auguſt und 14. November 1782. 

15) Die octroyirte Verfaſſung vom 4. März 1849, R. G. Bl. Nr. 150, 
hat unter die im III. Abſchnitte enthaltenen „Reichsbürgerrechte“ das Recht der 


ihn freien Auswanderung nicht aufgenommen. 
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keit des Edictes vom 12. Juli 1812 an bis zu deſſen Aufhebung des zu verlaſſenden Staates geſchehen könne. Dieſes Vorwiſſen zeigt ſich 
durch das Geſetz vom 15. September 1818) herrſchend blieb, ſo auch als vorhanden in der über Anſuchen zu ertheilenden „Entlaſſung auf 
in Art. 11 der preußiſchen Verfafſung von 1850: „Die Freiheit der Antrag“, deren Gewährung die freie Verzichtleiſtung des Auswandern⸗ 
Auswanderung kaun von Staatswegen nur in Bezug auf die Wehr- den auf ſeine bisherige Staatsbürgerſchaft erſt rechtlich vollwirkſam 


pflicht beſchränkt werden.“ 1°) 

Ueber den Grundſatz der Auswanderungsfreiheit iſt die moderne 
Staatstheorie durchwegs einig und ift das Princip der freien Verzicht⸗ 
leiſtung auf die bisherige Staatsbürgerſchaft allenthalben im Allgemeinen 
als giltig anerkannt. Als ein geradezu „unentziehbares Recht“ (Heffter 
a. a. O. S. 127) kaun aber die Freiheit der Auswanderung ſelbſt 
nach dem modernen Staatsrechte nicht ſchlechtweg hingeſtellt werden; es 
iſt immerhin durch eine Reihe von (jedoch nicht immer „frei übernom⸗ 
menen“, wie Heffter loc. cit. meint) ſtaatsrechtlichen Verpflichtungen 
des Staatsbürgers gegenüber ſeinem Heimatsſtaate beſchränkt. Vor Allem 
aber liegt in der Freiheit der Verzichtleiſtung auf die bisherige 
Staatsbürgerſchaft nicht, daß dieſelbe ohne Vorwiſſen des Staates 
rechtswirkſam ſein müſſe. Siehe Stein a. a. O. S. 202. Der Staats⸗ 
bürger mag auswandern dürfen, aber wenn er von dem Rechte der 
Auswanderungsfreiheit Gebrauch macht, ſo ſoll dies nicht geſchehen, ohne 
daß dies dem Heimatsſtaate angezeigt würde. 

Daraus hat ſich das moderne Auswanderungsrecht dahin geſtaltet, 
daß die Auswanderung im Allgemeinen zwar frei ſei, d. h. nicht erſt 
von einer beſonderen Bewilligung abhänge, daß ſie aber unter Vorwiſſen 


1s Nicht ganz unbeſtritten iſt die Frage, ob das englische Recht vor der 
Naturaliſationsacte von 1870 das Prineip der Auswanderungsfreiheit anerkannt 
habe. Stein weiſt (a. a. O. S. 200) nachdrücklich darauf hin, daß diesfalls 
die Auffaſſung des deutſchen Rechtes eine freiere war, als in England, wo nach 
Roſcher noch im Jahre 1744 J Turker in ſeinen four Tracts (p. 226) das 
geſetzliche Verbot der Auswanderung von Arbeitern billigte. Dieſe Anſchauung 
iſt jedoch etwas ungenau. Vielmehr erſcheint der Grundſatz der freien Aus⸗ 
wanderung ſchon in der Magna Charta von 1215 anerkannt: „Liceat unicuique 
exire de reg no nostro et redire salvo et secure per terram et per aquam 
salva fide nostra, nisi tempore gnerrae. per quod breve tempos propter com- 
munem ntilitatem regni.“ Danach war in Friedenszeiten die Auswanderung 
für jeden Engländer frei. Allerdings iſt dieſe Freiheit der Auswanderung durch 
den zu beachtenden Beiſatz „sal va fide nostra“ in einer Richtung be⸗ 
ſchränkt. Es entſpricht nämlich dieſer Beiſatz der bis 1870 das engliſche Recht 
beherrſchenden Auſchauung von der Unlös barkeit des Staats bürgerſchafts⸗ 
bandes. Durch die Naturaliſationsacte von 1870 wurde aber nur dieſer letztere 
Grundſatz der „perpetual allegiance“ abolirt, nicht aber erſt das Recht der 
freien Auswanderung neu eingeführt. Das Feſthalten an dieſer mittelalterlichen 
Anſchauung von der Unlösbarkeit des Bandes der Unterthanstreue hat bekanntlich 
zu Conflicten mit den (übrigens einen ähnlichen Grundſatz befolgenden) Ver⸗ 
einigten Staaten von Nordamerika geführt, was in weiterer Folge den Anſtoß 
zur Emanation der Naturaliſationsacte von 1870 gab Es war dentmach vor 
1870 das Auswanderungsrecht in England keineswegs gleichbedeutend mit dem 
modernen Begriſfe des Auswanderungsrechtes, in welchem das Recht zum Auf⸗ 
geben der bisherigen Staats bürgerſchaft als ein weſentliches Requiſit 


inbegriffen iſt Nach älkerem engliſchen Rechte konnte mau ſonach eine fremde 


Staatsbürgerſchaft erwerben, die engliſche aber nicht verlieren. Ein Staat alſo, 
der die Naturaliſation eines Ausländers von dem rechtswirkſamen Aufgeben 
der bisherigen Staatsangehörigkeit abhängig macht, konnte ſonach einem Eng⸗ 
länder niemals die Staatsbürgerſchaft verleihen. Als daher Lord Brougham 
ſich im Jahre 1848 in Frankreich naturaliſiren laſſen wollte, ſchrieb ihm der 
damalige Juſtizminiſter Cremieux — offenbar mit Beziehung auf die in Rede 
ſtehende Anſchauung des älteren engliſchen Rechtes: „La France n'admet pas de 
partage, pour devenir Frangais, il faut ces ser d'etre Anglais!“ 

Daß das franzöſiſche Recht ſeit der „großen Revolution“ den Grundſatz der 
freien Auswanderung anerkenne, iſt in Conſequenz des in dem erſten Artikel 
der Erklärung der Menſchenrechte von 1789 ausgeſprochenen Satzes: „Les hom- 
mes naissent et demeurent libres ...“ ſelbſtverſtändlich. (Vgl. diesfalls Thiers, 
Histoire de la Revolution I, p. 186 sq.) Der Grundſatz der freien Aus⸗ 
wanderung erhält im franzöſiſchen Rechte durch Art. 17: 2 und 3 des Code civil 
unter Umſtänden eine Ausdehnung, welche über die wirkliche Verzichtleiſtung her⸗ 
vorgeht. Es könnte ja ein Franzoſe trotz ſeiner Niederlaſſung im Auslande anch 
in den Fällen der Punkte 2 und 3 eit. feine franzöfiſche Staatsbürgerſchaft nicht 
aufgeben, ſondern im Auslande nur als Franzoſe leben wollen. Auffallend iſt 
dem gegenüber die Beſtimmung im Schlußſatze des Art. 21 Code civil: „. le 
tout sans prejudice de peines prononcèes par la loi eriminelle contre les 
Francais qui ont porte ou porteront les armes contre leur patrie.“ Es ſcheint 
auch hier, allerdings ſehr abgeſchwächt, der Grundſatz von dem character indeli- 
bilis der Staatsbürgerſchaft vorzuſchweben, wenn Perſonen, welche die rechtliche 
Eigenſchaft von Franzoſen nach poſitiver Geſetzesbeſtimmung verloren hatten, nun 
doch wegen eines an ſich nicht ſtrafbaren Thatbeſtandes, daß ſie nämlich, während 
ſie ſchon⸗Nicht⸗Franzoſen waren, gegen Frankreich die Waffen trugen, der Strafe 
unterworfen ſind, als ob ſie niemals aufgehört hätten, Franzoſen zu ſein. 

In Betreff Ungarns wurde ſchon oben bemerkt, daß deſſen älterem 
Rechte eine ähnliche Auffaſſung zu Grunde lag, wie dem alten engliſchen. So 
galt dieſer gemäß die ungariſche Staatsangehörigkeit einer an einen Ausländer 
verheirateten Ungarin während des aufrechten Beſtandes dieſer Ehe mit dem 
Ausländer nur als ruhend, keineswegs aber als endgiltig aufgehoben. S. 
Milner a. a. O. S. 66. 


macht. Hiezu ſügte der Grundſatz der allgemeinen Wehrpflicht als Con⸗ 
ſequenz hinzu, daß dieſe Verzichtleiſtung auf die bisherige Staatsbürger⸗ 
ſchaft, d. i. die Auswanderung erſt nach Erfüllung der Wehr— 
pflicht geſtattet ſei, woher eben der Grundſatz Geltung gewann: Die 
Auswanderungsfreiheit iſt nur durch die Wehrpflicht befchränkt. Das 
iſt der Entwicklungsgang des Fundamentalſatzes des Auswanderungs⸗ 
rechtes in ſeiner modernen Geſtalt als ein durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſtetes, individuelles Freiheitsrecht von nicht zu überſehender Be⸗ 
deutung. 

Al. 2 beſtimmt auf Grund des laut § 54, Al. 1 des Wehr⸗ 
geſetzes bezw. der Novelle zu demſelben vom 2. October 1882, 
R. G. Bl. Nr. 153, geltenden Rechtes die verfaſſungsrechtlich nor⸗ 
mirte Beſchränkung der Auswandernngsfreiheit durch die Wehrpflicht 
näher, wobei nur in Ergänzung der beſtehenden Vorſchrift im Hin⸗ 
blick auf das Landſturmgeſetz vom 6. Juni 1886, R. G. Bl. Nr. 90, 
die Landſturmpflicht unter dieſe Beſchränkungen mit aufgenommen 
werden mußte. 

Auf den erſten Blick ergibt ſich, daß dieſe Beſchränkungen ſehr 
weit gehen, daß die Auswanderungsfreiheit — man muß bekennen — 
nach dem geltenden Rechte in wirklich engherziger Weiſe bei uns be⸗ 
ſchränkt iſt. Nach ungariſchem Rechte iſt dies nicht in gleicher Weiſe 
der Fall. Unſerem § 54 des Wehrgeſetzes bezw. der Novelle vom J. 1882 
entſpricht in Ungarn § 15 des Geſetzartikels XXXIX: 1882. Während 
unſere Beſtimmung in Al. 1 des 8 54 die Auswanderungsfreiheit nicht 
nur der im Heeres⸗ bezw. Landwehrverbande ſtehenden Perſonen, ſondern 
auch ſämmtlicher Wehrpflichtiger, d. i. aller jener Perſonen, welche das 
wehrpflichtige Alter — alſo das 32. bezw. 36. Lebensjahr — noch 
nicht zurückgelegt haben, ungeachtet dieſelben ihrer Stellungspflicht bereits 
entſprochen und zum Militärdienſte nicht tauglich befunden worden waren, 
wie auch aller jener, welche in das ſtellungspflichtige Alter noch nicht 
getreten ſind, alſo aller männlichen Staatsangehörigen von der Geburt 
an bis zum Eintritte in das ſtellungspflichtige Alter — dem 20. Lebens⸗ 
jahre — beſchränkt, will ſagen von der beſonderen Bewilligung ab⸗ 
hängig macht, unterwirft die ungariſche Geſetzesbeſtimmung (815, Al. 1 
G. A. XXXIX: 1882 und 822 G. A. L: 1879) nur die im 
Heeres⸗ bezw. Honvedverbande ſtehenden und von deu in das ſtellungs⸗ 
pflichtige Alter noch nicht getretenen Perſonen nur jene, welche das 
ſiebzehnte Lebensjahr zurückgelegt haben und von der Erfüllung der 
Wehrpflicht nicht deſinitiv enthoben ſind, dieſer Beſchränkung. Jünglinge 
bis zum 17. Lebensjahre, wie auch nicht tauglich befundene Wehr⸗ 


| 


pflichtige, welche ihrer Stellungspflicht vollkommen entſprochen haben, 
unterliegen alſo in Ungarn rückſichtlich der Answanderungsfreiheit keiner 
Beſchränkung, in Oeſterreich aber wohl. 

Durch die Emanation des Landſturmgeſetzes wurde dieſe Be⸗ 
ſchränkung noch erweitert, allerdings wahrſcheinlich auch für Ungarn,, 
welches dann feinen $ 22 des G. A. IL: 1879 in dieſem Sinne ab- 
ändern müßte. Für Oeſterreich ift die Beſchränkung der Auswanderungs⸗ 
freiheit verfaſſungsrechtlich ganz allgemein durch die Wehrpflicht be⸗ 
ſchränkt. Hienach beſtimmt ſich das Maß dieſer Beſchränkung ganz all⸗ 
gemein nach dem jeweiligen Maße der Wehrpflicht, mit deren Ver⸗ 
kürzung oder Erweiterung ſich zugleich dieſe Beſchränkungen verringern 
und ausdehnen. Durch das Wehrgeſetz vom 5. December 1868, R. G. Bl. 
Nr. 151, iſt das Ausmaß der Wehrpflicht feſtgeſetzt worden und dieſes 
Ausmaß galt auch als Maß der in Art. 4, Al. 3 gedachten Beſchrän⸗ 
kung. Hätte die Wehrgeſetznovelle vom 2. October 1882 in dem Ausmaße 
der Wehrpflicht eine Aenderung getroffen, ſo hätte ſich mit dieſer in 
conformer Weiſe auch jenes Maß der Beſchränkung mitgeändert. Durch 
das Landſturmgeſetz iſt eine ſolche Aenderung des Ausmaßes der Wehr⸗ 
pflicht nun unzweifelhaft eingetreten. Während bisher die bewaffnete 
Macht bei uns ſich gliederte in: das ſtehende Heer, die Kriegsmarine, 
die Landwehr und die Erſatzreſerve ($ 2 des Wehrgeſetzes), gliedert ſich 
nun zufolge des § 1 des Landſturmgeſetzes „als ein integrirender 
Theil der Wehrkraft“ der Landſturm der bewaffneten Macht, als 
ein neu hinzutretender integrirender Beſtandtheil, neu an und bringt 
für die Staatsangehörigen laut § 2, Al. 1 eine Verlängerung der 
Wehrpflichtigkeit bis zum vollſtreckten — den Fall nach Al. 2 aus⸗ 
genommen — 42., bezw. für die in Al. 3 desſelben Paragraphen be⸗ 


zeichneten Perſonen bis zum vollendeten 60. Lebensjahre mit ſich. Hie⸗ 
durch tritt nothwendig auch die entſprechende Ausdehnung in der Be⸗ 


ſchränkung der Auswanderungsſreiheit ein, deren Maß ja die Wehrpflicht 


iſt. Freilich wird man einwenden, daß das ſtaatsgrundgeſetzlich aus⸗ 


geſprochene Princip der Auswauderungsfreiheit von blos höchſt ephemerer 
Bedeutung wäre, ja nahezu illuſoriſch gemacht erſcheint, wenn man von 


demſelben erſt nach dem 60. Lebensjahre, — was ſo viel iſt, wie das 


ganze Leben — alſo eigentlich niemals Gebrauch machen kann. Wenn 
einer ſolchen Einwendung eine, gewiſſermaßen ethiſche Berechtigung auch 
nicht abgeſprochen werden wird, ſo kann dieſelbe an der durchgehenden 


Schlüſſigkeit der bezüglichen vorſtehenden Argumentation nicht das Ge⸗ 
ringſte ändern. Steht die Thatſache feſt, daß die Wehrpflicht durch das 


Landſturmgeſetz in der Weiſe verlängert wurde, und dieſe Thatſache ſteht 


feſt, ſo muß man ſich auch in die hiedurch bewirkte zeitliche Ausdehnung 
der mit der Wehrpflicht verbundenen Beſchräukung unabänderlich fügen. 


Das mag hart fein, aber c'est la guerre! Das Geſetz iſt da von 
einer unbarmherzigen Klarheit, es läßt ſich von den Beſtimmungen der 


88 1 und 2 des Landſturmgeſetzes nichts weginterpretiren und damit iſt 


auch der Umfang der Beſchränkuug nach Art. 4, Al. 3 des mehr⸗ 


29 — 
nicht auswandern, d. h. ſie können die öſterreichiſche Staatsbürgerſchaft 
nicht ablegen. Wenn ſie aber die öſterreichiſche Staatsaugehörigkeit nicht 
giltig ablegen können, ſo beſitzen ſie dieſelbe noch und iſt dies der Fall, 
dann wäre ja die Erwerbung einer fremden Staatsangehörigkeit mit 
dem in P. 1, Al. 1 formulirten Grundſatze unvereinbar. Es kann alſo 
ein ſolcher „unbefugter Auswanderer“ eine fremde Staatsangehörigkeit 
nach den geltenden öſterreichiſchen Rechtsgrundſätzen giltig gar nicht 
erwerben. Die ausdrückliche Aufnahme dieſes Satzes in das Geſetz iſt 
im Hinblicke auf §S 4 a. b. G. B. von Bedeutung. 


(Fortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Unzuläſſigkeit der Aenderung des Vornamens. 
Zur Frage, ob der jüdiſche Name „Löb“ identiſch ſei mit dem 
chriſtlichen Namen „Leopold“. 
| Dr. T. in W. richtete au die Statthalterei das Anfuchen um 
Rectificirung feines in der Geburtsmatrik der iſraelitiſchen Cultus⸗ 


berufenen Staatsgrundgeſetzes mit zwingender Folgerichtigkeit beſtimmt. gemeinde in A. eingetragenen hebräiſchen Vornamens „Samuel Löb“ 
Wollte mit jener augedeuteten Einwendung aber, daß nämlich durch die | in den angeblich identischen deutſchen Namen „Leopold“ und führte zur 
Einbeziehung der Landſturmpflicht in die als Beſchränkung nach Art. 4, Begründung an, daß er ſeit ſeiner früheſten Kindheit überall ſtets mit 
Al. 3. cit. anzuſehende Wehrpflicht der Grundſatz der Auswanderungs⸗ den Vornamen „Leopold“ genannt worden ſei. 

freiheit illuſoriſch werde und dann nur auf dem Papiere ſtünde, etwa In dem ex offo⸗Auszuge der Geburtsmatrik der Ifraeliten⸗ 
die Subſumtion der Landſturmpflicht unter die in Art. 4, Al. 3 eit. gemeinde A. erſcheint der im Jahre 1836 geborene Geſuchſteller unter 
als Beſchränkung angeführte Wehrpflicht weiter noch ernſtlich beſtritten dem Namen „Samuel Löb T.“ eingetragen. 

werden, ſo müßte ſchon der Hinweis auf § 2, Al. 2 des Wehrgeſetzes Die Statthalterei holte die Aeußerung des Landesrabbinates dar⸗ 
genügen, deren Unſtichhältigkeit zu erhärten. Schon im § 2, Al. 2 des über ein, ob der jüdiſche Name „Löb“ mit dem deutſchen Namen 
Wehrgeſetzes iſt die Landſturmpflicht principiell als ein Theil der Wehr⸗ „Leopold“ identiſch ſei. Das Rabbinat ſprach ſich dahin aus, daß 
pflicht erklärt worden, freilich in der gemäß § 5 des Wehrgeſetzes be⸗ „Samuel Löb“ zwei verſchiedene Namen und „Löb“ und „Leopold“ 
ſchränkten Weiſe. Aber durch dieſe Beſchränkung der Landſturmpflicht als identiſch anzuſehen ſeien. 

auf Freiwillige iſt an der Thatſache, daß der Landſturm ſchou ſeit dem Die Statthalterei gab mit der Eutſcheidung vom 2. October 1886, 
Jahre 1868 als Theil der bewaffneten Macht erklärt war, nichts ge⸗ Z. 28.681, dem Geſuche keine Folge, „weil der in der Geburtsmatrik 
geändert. Es hat alſo eigentlich die ſchon ſeit dem Jahre 1868 auch eingetragene Vorname „Samuel Löb“ zwei verſchiedene Namen, nämlich 
auf den Landſturm ausgedehnte Beſchränkung des Art. 4, Al. 3 eit. Samuel und Löb ſind. Wenngleich der hebräiſche Name „Löb“ mit dem 


erſt durch das Landſturmgeſetz die Durchführungsbeſtimmung in dieſem 
Punkte erhalteu. Dann iſt noch zu bedenken, wohin es ſühren müßte, 
wenn der in Landſturmpflicht ſtehende Maun ohne Weiteres, d. h. ohne 
einer vorherigen Auswanderungsbewilligung bezw. Entlaſſung aus der 
Landſturmpflicht zu bedürfen, unbeſchränkt auswandern ſollte. Die Sturm⸗ 
rollen, welche nach § 9 des Landſturmgeſetzes evident zu halten find, 
würden wahrlich ein hübſches Bild bieten, das wäre das Mindeſte. 
Ueberdem wäre der ganze obligatoriſche Charakter der Landſturmpflicht in 
Frage geſtellt, weun man es jedem möglich macht, ſich dieſer Land— 
ſturmpflicht durch — unangezeigte! — Auswanderung zu entſchlagen. 
Das kann doch unmöglich gewollt ſein, außer man gedächte auf dieſe 
Weiſe, durch ein Hinterthürchen, auf den Grundſatz des § 5 des Wehr⸗ 
geſetzes, der Freiwilligkeit des Landſturmdienſtes, zurückzukommen, indem 
ja in dem Falle, als die Landſturmpflicht nicht zu der in Art. 4, Al. 3 
cit. gedachten Beſchränkung gerechnet würde, aber nur der in der Land⸗ 
ſturmpflicht ſtünde, dem es gerade beliebt — nicht auszuwandern. Im 
Uebrigen dauert die Landſturmpflicht nicht bis zum 60., ſondern all⸗ 
gemein nur bis zum 42. Lebensjahre. Die in § 2, Al. 3 des Land⸗ 
ſturmgeſetzes bezeichneten Perſonen gehören ja ohuedem ſchon dem 
Heeresverbande an und unterliegen dieſer Beſchränkung auch ohne Rück⸗ 
ſicht auf ihre Landſturmpflicht. Der Hinweis auf „das ganze Leben“ in 
jener angedeuteten und zu gewärtigenden Einwendung iſt etwas outrirt 
und vermöchte uns daher nicht zu rühren. Die vorſtehende Formulirung 
des P. 17, Al. 2 beruht ſohin ſtrenge auf dem geltenden Rechte, aus 
welchem in Betreff der Landſturmpflicht nur die zwingende Conſequenz 
gezogen erſcheint, deren Härten gegebenenfalls durch eine liberale Praxis 
der berufenen Staatsbehörde ja gemildert werden können. 

Die Beſchränkung der Auswanderungsfreiheit durch die Wehrpflicht 
liegt nun darin, daß die Auswanderung nicht eigenmächtig, ſondern nur 
mit vorher einzuholender ſtaatsbehördlicher Bewilligung ſtattfinden kann. 
Dies iſt auch in dem Schlußſatze des Al. 2 zum Ausdrucke gebracht. 

: Al. 3 ſtellt ſich als eine Conſequenz aus dem Vorhergehenden 
im Zuſammenhalte mit dem Grundſatze der Excluſivität des öſter⸗ 
reichiſchen Staatsbürgerrechts (P. 1, Al. 1) dar. Die in P. 7, Al. 2 
bezeichneten Staatsangehörigen bedürfen zum Zwecke ihrer Auswanderung 
einer beſonderen Bewilligung. Folglich dürfen ſie ohne dieſe Bewilligung 


deutſchen Namen „Leopold“ als identiſch augefehen werden kann, fo würde 
doch die Hinweglaſſung des Vornamens Samuel als eine Aenderung 
des Vornamens des Geſuchſtellers erſcheinen, welche nach den beſtehenden 


Borſchriften unzuläſſig iſt. Es unterliegt jedoch keinem Anſtande, daß T. 
neben dem Vornamen „Samnel“ auch den zweiten Namen „Leopold“ 
führe und daß dies in der Geburtsmatrik mit Berufung auf dieſen Er⸗ 
laß erſichtlich gemacht werde“. 

In dem dagegen eingebrachten Miniſterialrecurſe ſuchte T. den 
Nachweis zu liefern, daß es keinem Anſtande unterliegt, den hebräiſchen 
Vornamen „Samuel Löb“ als Einheit aufzufaſſen und mit dem deutſchen 
„Leopold“ zu identificiren. 

Das k. k. Miniſterium des Innern entſchied hierüber am 29. No⸗ 
vember 1886 ad Nr. 20.621 nachſtehend: 

„Das Miniſterium des Innern findet dem Recurſe des Dr. T. 
keine Folge zu geben, da eine Aenderung des Vornamens überhaupt 
unzuläſſig, daher auch die Rectificirung der bezüglichen Geburtsmatrik 
unſtatthaft iſt, weshalb auch jener Theil der angeſochtenen Statthalterei⸗ 
entſcheidung, mit welchem dem Recurrenten die Erſichtlichmachung der 
Führung des zweiten Vornamens „Leopold“ in der Geburtsmatrik zuge⸗ 
ſtanden wurde, als geſetzlich unbegründet behoben wird, weil in der 
Geburtsmatrik die Vornamen „Samuel Löb“ eingetragen ſind und das 
iſraelitiſche Landesrabbinat nicht competent iſt, auszuſprechen, daß der 
jüdiſche Name „Löb“ mit dem chriſtlichen (nicht deutſchen) Namen 
„Leopold“ identiſch ſei, ſowie auch eine chriſtliche Kirchenbehörde zu dem 
umgekehrten Ausſpruche gleichfalls nicht die Competenz beſäße.“ — r. 


Geſetze und Berordnungen. 
1886. I. Semefter. 


Poſt⸗ und Telegraphen- Verordnungsblatt für das Verwaltungs⸗ 
gebiet des k. k. Handelsminiſteriums. 

Nr. 25. Ausgeg. am 13. März. — Poſtdampfſchiffverbindungen Europas 
nach den übrigen Erdtheilen pro 1886. 9 M. Z. 1842. 15. Februar. — Er⸗ 
richtung eines Poſtamtes in Sosnow. H. M. Z. 7703. 4. März. 

Nr. 26. Ausgeg. am 16. März. — Verordnung des k. k. Handels⸗ 


miniſters vom 24. Februar 1886, 3. 12 H. M. St., betreffend die Organiſation 
und den Wirkungskreis des k. k. Poſtſparcaſſenamtes. 

Nr. 27. Ausgeg. am 17. März. — Inſtradirung der für die k. k. Poſt⸗ 
anftalten in der Türkei beſtimmten Fahrpoſtſendungen, Werthbriefe und Poſt⸗ 
packete. H. M. Z. 4866. 1. März. — Errichtung eines Poſtamtes in Borgo 
Erizzo. H. M. Z. 7393. 5. März. 

Nr. 28. Ausgeg. am 19 März. — Einführung der Poſtanweiſungen im 
Verkehre zwiſchen Defterreich-Ungarn und Portugal (nebſt Madeira und den 
Azoren). H. M. Z. 9384. 16. März. 

Nr. 29. Ausgeg. am 21. März. — Beſtimmung des Agiozuſchlages zu 
den Pränumerationsgebühren für ausländiſche Zeitungen pro II. Quartal 1886. 
H. M. Z. 7854. 4. März. — Vertheilung des Nachtrages Nr. 11 und des 
Geſammtnachtrages Nr. 2 zum Berner Verzeichniſſe der Telegraphenbureaux. 
H. M. Z. 6077. 6. März. 

Nr. 30. Ausgeg. am 23. März. — Abdruck von Nr. 39 R. G Bl. 
— Erhöhung des Meiſtbetrages von Nachnahmen für Sendungen im Verkehre 
mit Deutſchland und der Schweiz auf 200 fl. öſterr. Währung. H. M. Z. 9487. 
15. März. — Einführung des Poſtanweiſungsverkehres zwiſchen Oeſterreich⸗ 
Ungarn und Dänemark. H. M. Z 7882. 16. März. — Einführung des directen 
Poſtanweiſungsverkehres zwiſchen Oeſterreich Ungarn und Japan. H. M. Z. 8138. 
17. März. 

Nr. 31. Ausgeg. am 25. März. Errichtung einer Poſtexpedition 
II. Claſſe in Obermeidling. H. M. Z. 8427. 12 März. — Aenderungen im 
Telegraphentarife. H. M. Z. 8792. 15. März. 

Nr. 32. Ausgeg. am 27. März. — Inſtruction für die k. k. Poſtämter 
zur Ausführung der am Poſtcongreſſe zu Liſſabon beſchloſſenen Aenderungen in 
den Verträgen und Uebereinkommen des Weltpoſtvereines. H. M. Z. 10.280. 
19. März. 

Nr. 33. Ausgeg. am 29. März. — Verbot der Auszahlung der mit dem 
ungariſchen Orts- und Datumſtempel „Surany⸗Beregm“ verſehenen Poſt⸗ 
anweiſungen. H. M. Z. 9680. 15. März. Auflaſſung des Beförderungsweges 
über die Schweiz für Sendungen nach Italien. H. M. Z. 8803. 15. März. — 
Beitritt der Republik Bolivien zum Weltpoſtvereine. H. M. Z. 8850. 20. März 

Nr. 34. Ausgeg. am 31. März. — Fahrpoſtſendungen im Localverkehre. 
H. M. Z. 11.469. 28. März. — Erhöhung der Taxen und Vergütungsſätze für 
Poſtpackete nach den franzöſiſchen Colonien. H. M. Z. 9275. 18. März. 

Nr. 35. Ausgeg. am 2. April. — Aenderungen in den Vorſchriften über 
die Ausübung des poſtamtlichen Zeitungsdienſtes. H. M. Z. 6096. 19. März. 

Nr. 36. Ausgeg. am 4. April Aenderungen in den Fahrpoſttarifen 
„Amerika“, „Dänemark“ und „Luxemburg“. H. M. Z. 10.595. 18. März. — 
Errichtung eines Poſtamtes in Ivankofzen. H. M. Z. 9753. 21. März. — 
Wiederzulaſſung von Poſtpacketen (Colis postaux) nach Portugal. H M. Z. 9075. 
20. März. — Berichtigung des Brieſpoſttarifes. H. M. Z. 10.490. 21. März. 

Nr. 377 Ausgeg. am 5. April. Feſtſetzung des Poſtrittgeldes für das 
Sommerſemeſter 1886, d. i. für die Zeit vom 1. April bis 30. September 1886. 
H. M. Z. 5235. 23. März. — Aenderungen im Fahrpoſttarife „Luxemburg“. 
H. M. Z. 10.491. 21. März. 

Nr. 38. Ausgeg. am 6. April. — Ermächtigung des k. k. Poſtamtes 
„Eger Bahnhof“ zur Vermittlung von Poſtauweiſungen über mehr als 300 fl. 
und von Nachnahmen bis 500 fl. H. M. 3 6511. 22. März. — Einführung 
der Auszahlungsbeſtätigungen zu Poſtanweiſungen im internen Verkehre von 
Oeſterreich⸗Ungarn. H. M. Z 10.715. 24 März. — Zuläſſige ſchriſtliche An⸗ 
gaben auf Muſterſendungen. H. M. Z. 9487. 25. März. — Vertagung des 
Werthpacketverkehres mit Portugal. H. M. Z. 11.057. 25. März. — Höchſtbetrag 
für Nachnahmen im Verkehre mit Schweden. H. M. Z. 11.193. 26. März. 
Errichtung eines Poſtamtes in Jaſtrzebica. H M. Z. 10.833. 27. März. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben für den Status des Miniſterraths⸗Präſidiums den 
dort in Verwendung ſtehenden Minifterialjecretär Dr. Kaſimir Ritter von Chle⸗ 
dowski zum Sectionsrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Cuſtosadjuncten des naturhiſtoriſchen Hof⸗ 
muſeums Dr. Günther Beck den Titel und Charakter eines Cuſtos verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Director des Gefällsamtes in Prag Ferdinand 
Danzer den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem kaiſerlichen Rathe und Hilſsämterdirector der 
niederöſterreichiſchen Statthalterei Michael Hacker anläßlich deſſen Penſionirung 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiofficial Georg Uzelino den 
Titel und Charakter eines Hilfsämter⸗Directionsadjuncten verliehen. 
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Seine Majeſtät haben dem Oberförſter Johann Braunizer Edler von 
Braunthal in Klana anläßlich deſſen Penſionirung das goldene Verdienſtkreuz 
mit der Krone verliehen 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Emil Eisner, Heinrich Rzesnick, Rudolph Keller und 
Georg Dörfl zu Statthaltereiſecretären in Böhmen ernannt 

Der Miniſterpräſident hat den Bezirkscommiſſär Roman Ritter von Szy⸗ 
manowski zum Minifterial-Bicefecretär im Status des Miniſterraths⸗Präſidiums 
ernannt. 

Der Finanzminiſter hat für den Bereich der Finanz Landesdirection in 
Innsbruck ernannt: den Finanzſecretär Gallus Haas und den Finanz⸗ 
Obercommiſſär Dr Georg Dallafior zu Finanzräthen; den Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſär Dr. Joſeph Zachiſtal zum Finanzſeeretär, dann die Finanzeommiſſäre 
Leopold Furlan, Joſeph Baer und Johann von Petzer zu Finanz⸗Ober⸗ 
commiſſären l 

Der Finanzminiſter hat den Finanzſecretär David Koller zum Finanz⸗ 
rathe der Finanzdirection in Klagenfurt ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksſecretärsſtelle bei den politiſchen Behörden in Oberöſterreich in der 
zehnten, eventuell eine Statthalterei⸗Kanzliſteuſtelle in der eilften Rangsclaſſe, 
bis Mitte März. (Amtsbl. Nr 31.) 

Zwei Seeretärsſtellen beim niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſe in Wien 
in der achten Rangsclafſe, 1600 fl. Gehalt, zwei Quinquennalzulagen und 600 fl. 
Quartiergeld, bis 5. März. (Amtsbl. Nr. 35.) 


Neuigkeiten 
der Manz’schen k. k. Hof-Verlags- und Universitäts-Buchhandlung, 
Wien, I., Kohlmarkt 7. 


Lehrbuch 


der 


National- Oekonomie. 
3. umgearbeitete Auflage. 
Von 
Dr. Lorenz Ritter von Stein. 

30 Bogen gr. 8. Preis 5 fl., elegant in Halbfranz gebunden 6 fl. 

Es freut uns sehr, nachdem die im Verlage der Wilhelm 
Braumüller'schen k. k. Hof- und Universitäts-Buchhandlung hier 
erschienene vorhergehende Auflage längere Zeit am Büchermarkte 
gefehlt hat, diese 3. umgearbeitete Auflage den zahlreichen Ver. 
ehrern des hervorragenden Gelehrten nunmehr vollendet vorlegen 
zu können. 


Commentar 


zum österreichischen allgemeinen 


bürgerlichen Gesetzbuche 


von weiland 


Dr. Moriz von Stubenrauch. — 
Fünfte Auflage. Nach dem gegenwärtigen Stande der Gesetzgebung, der 
Rechtsprechung und der Lit-ratur neu bearbeitet von 
Dr. Max Schuster und Dr. Karl Schreiber. 
Band J. XII und 886 Seiten. gr. 8. 
Preis broschirt 6 fl., elegant in Halbfranz gebunden 7 fl. 
Gleichzeitig theilen wir mit, dass Band II bereits ebenfalls 
so weit in der Neubearbeitung vorgeschritten ist, dass noch im 
Frühjahre das Ganze (2 Bände 12 fl., gebunden 14 fl.) fertig 
vorliegen wird. 


Das Landsturmgesetz 
mit allen hiezu erflossenen 
Vollzugsvorschriften und Formularien. 


Sammt ausführlichem alphabetischen Sachregister. 
Preis 50 kr., gebunden in Leinen 80 kr. 


Vorstehende Ausgaben sind in allen Buchhandlungen vorräthig, 
auch können dieselben jederzeit durch den Verlag bestellt werden. 


ME Diefer Nummer liegt der Titel, das Inhalts⸗ 
Verzeichniß und das alphabetiſche Sachregiſter zum 
neunzehnten Jahrgange (1886) dieſer Zeitſchrift bei. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


